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Für das N achschlagew erk! j a  
Für d ie  Sammlung! j a
Pür d ie  F ach p resse ! j a

G ese tz : BGB § 123

L e i t s ä t z e :

1 o Auch beim A rb e i ts V e rh ä l tn is  g ib t  es  e in e  A nfechtung  
nach  dem 3GB, jed o ch  n u r m it e in e r  ex-nunc-Wirkung«,

2. Auch beim A r b e i t s v e r h ä l tn i s  e in e r  Schwangeren kann d e r  
A rb e itg e b e r  s e in e  b e i  d e r E in s te l lu n g  abgegebene W ille n s ­
e rk lä ru n g  nach §§ 119, 123 BGB a n fe c h te n .

3° N ich t je d e  unwahre B eantw ortung e in e r  in  einem E i n s t e l ­
lu n g sfrag eb o g en  g e s t e l l t e n  P räge i s t  e in e  a r g l i s t i g e  
Täuschung im S inne des § 123 BGB, sondern  n u r e in e  f a l ­
sche Antwort a u f  e in e  z u lä s s ig e rw e is e  g e s t e l l t e  P rä g e . .

4« Nach V o rs tra fe n  d a r f  d e r  A rb e its p la tz b e w e rb e r  b e i d e r  
E in s te l lu n g  n u r  g e f r a g t  w erden, wenn und so w eit d ie  A rt 
des zu b ese tz en d en  A rb e i ts p la tz e s  d ie s  e r f o r d e r t .

A k ten ze ich en : 1 AZR 594/56 
U r t e i l  des BAG vom 5« Dezember 1957 LAG S tu t tg a r t
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AZR 594/56 .
Sa 52/56 (Stuttgart) ^ ^ 0 , ,  V o l k e s !

Verkündet 
5. Dezember 1957

z. Kenkelmann,
Angestellte 

s Urkundsbeamter 
r Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 5« Dezember 1957 durch 
die Bundesrichter Dr. Heier-Scherling, Dr. Schröder und 
V/ichmann sowie die Bundesarbeitsrichter Dr. Dr« Matthias 
und Prey für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Stuttgart vom 
10o Oktober 1956 - V Sa 52/56 - wird auf 
Kosten der Beklagten zurückgewiesen.
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V o n  R e c h t s w e g e n  !
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2
Taifb e s t andi_

Die Klägerin war vom 12. April 1955 in der Kreditschutz­
abteilung der Beklagten als Stenotypistin mit einem Monats­
gehalt von 350,—  DM tätig, und zwar zunächst bis zum 12. J\i- 
li 1955 auf Probe, sodann auf unbestimmte Zeit. Bei ihrer 
Einstellung hatte sie die im Personalbogen gestellte Frage 
nach Vorstrafen verneinend beantwortet. Sie war aber durch 
Urteil der Großen Strafkammer I des Landgerichts Hamburg vom 
24= März 1955 zusammen mit ihrem Vater und Bruder wegen Zu­
gehörigkeit zu einer verbotenen Vereinigung (FDJ) nach 
§ 129 a StGB unter Zubilligung einer Bewährungsfrist zu ei­
ner Gefängnisstrafe von zwei Monaten verurteilt worden. Sie 
hatte zwar gegen dieses Urteil Revision einlegen, aber nicht 
begründen lassen, so daß ihre Revision durch Beschluß vom 
9= Juni 1955 als unzulässig verworfen wurde. Außerdem hatte 
sie in ihrem der Beklagten vorgelegten Bewerbungsschreiben 
zur Erklärung für eine Lücke in ihren Beschäftigungsdaten an­
gegeben, sie sei von 1947 bis 1949 krank gewesen; tatsächlich 
war sie in dieser Zeit in der sowjetisch besetzten Zone ge­
wesen und hatte an der Arbeiter- und Bauernfakultät der Uni­
versität Halle studiert. Als die Gerichtskasse in Hamburg 
wegen einer Kostenschuld in Höhe von 94» 73 DM bei der Be­
klagten den Lohn der Klägerin pfändete, zog diese Erkundigun­
gen nach dem Grunde dieser Schuld ein und erfuhr am 3. März 
1956, einem Sonnabend, von der Bestrafung der Klägerin. Sie 
erklärte daraufhin am folgenden Montag, dem 5. März 1956, 
die Anfechtung des Arbeitsvertrages mit folgendem Schreiben:

"... Wie wir erfahren, sind Sie am 24= März 1955 
vom Landgericht Hamburg zu einer Gefängnisstrafe 
von zwei Monaten verurteilt worden. Trotzdem ha­
ben Sie bei Ihrem Arbeitsantritt am 12. April 1955 
auf die in dem von Ihnen ausgefüllten Fragebogen 
ausdrücklich gestellte Frage nach einer Vorstrafe 
mit "nein" geantwortet. Sie haben uns damit arg­
listig getäuscht; die arglistige Täuschung hat uns 
zum Abschluß des Arbeitsverhältnisses mit Ihnen 
bestimmt. Bei Kenntnis Ihrer Vorstrafe wären Sie 
niemals eingestellt worden.
Wir fechten deshalb hiermit den mit Ihnen ge­
schlossenen Arbeitsvei'trag wegen Irrtums und arg­
listiger Täuschung an; das Vertragsverhältnis ist
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dadurch mit sofortiger Wirkung aufgelöst» Die 
Ihnen noch zustehenden Leistungen werden Ihnen 
bei Empfang dieses Schreibens ausgehändigt; in 
Ihrem Besitz befindliche Gegenstände unseres 
Hauses sind sofort zurückzugeben.
Das Betreten unseres Hauses ist für Sie künf­
tig verboten."

Die Klägerin war, als sie dieses Schreiben erhielt, 
schwanger, was sie bereits im November 1955 der Beklagten 
mitgeteilt hatte und worauf sie diese nach Erhalt des 
Schreibens nochmals hinwies.

Eine Genehmigung des in Baden-Württemberg durch Dele­
gation gemäß § 9 II MuSchG zuständigen Gewerbeaufsichts­
amtes zu dieser Lösung vom Arbeitsvertrage hat die Beklagte 
nicht eingeholt.

Die Klägerin klagt gegen die Beklagte mit dem Anträge 
festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis fortbestehe. Sie 
sieht in dem Schreiben vom 5» März 1956 eine Kündigung.
Aber wenn man es als Anfechtung ansehen wolle, so wirke die 
Anfechtung eines Arbeitsvertrages doch nicht in die Vergan­
genheit, sondern nur in die Zukunft, sei also praktisch 
einer Kündigung gleichzustellen und untex-liege den gleichen 
Beschränkungen wie eine Kündigung. Eine Kündigung der Klä­
gerin sei aber nach dem MuSchG nur mit der - von der Be­
klagten nicht eingeholten - Zustimmung des Gewerbeaufsichts­
amts möglich. Sie spricht der Beklagten das Hecht ab, Fra­
gen nach den Vorstrafen der Stellenbewerber zu stellen. 
Außerdem sei sie, so meint die Klägerin, zur Zeit ihrer 
Einstellung noch gar nicht bestraft gewesen, weil das Ur­
teil noch keine Rechtskraft besessen habe. Ferner stelle 
es eine solche Frage in einem Fragebogen gar nicht auf 
politische Vorstrafen ab; jedenfalls habe sie, die Klägerin, 
durch ihre Verneinung nur zum Ausdruck bringen wollen, daß 
sie nicht im landläufigen Sinn wegen Diebstahls u.ä. vor­
bestraft worden sei. Obendrein habe sie bei der Verschwei­
gung der Vorstrafe in Wahrnehmung berechtigter Interessen 
gehandelt.

Die Beklagte hält an der von ihr erklärten Anfechtung 
fest. Diese sei auch nicht in eine Kündigung umzudeuten.
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Sie hätte die Klägerin, wenn sie von der Bestrafung gewusst 
hätte, niemals eingestellt« Nach Eintritt der Klägerin 
seien in ihrem Betrieb Flugblätter verteilt worden; diese 
Flugblattpropaganda gehe wahrscheinlich auf die Klägerin 
zurück«

Bas Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Eine 
arglistige Täuschung der Klägerin hat es verneint, da das 
Strafverfahren zur Zeit der Ausfüllung des Fragebogens 
noch nicht rechtskräftig abgeschlossen gewesen sei. Bas 
"In-ein-Strafverfahren-verwickelt-sein" stelle zwar eine 
wesentliche Eigenschaft einer Person im Sinne des § 119 
Abs. 2 BGB dar, aber es gebe im Arbeitsverhältnis keine 
rückwirkende Anfechtung, und die in die Zukunft wirkende 
Anfechtung sei praktisch eine Kündigung und unterliege 
daher auch dem Zustimmungserfordernis des § 9 MuSchG.

Bie Berufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht 
zurückgewiesen. Bas Landesarbeitsgericht hat angenommen, 
daß es für den Arbeitsvertrag überhaupt keine Anfechtung, 
auch keine Anfechtung nur in beschränktem Eahmen, gebe. Bas 
Landesarbeitsgericht entwickelt seine Ansicht aus der Be­
stimmung des § 123 Ziff. 1 GewO, nach der ein gewerblicher 
Arbeitnehmer nur dann fristlos entlassen werden kann, wenn 
er bei Abschluß des Arbeitsvertrages den Arbeitgeber durch 
Vorzeigen falscher oder gefälschter Zeugnisse hintergangen 
hat. Jede andere Form des Eipigehungsbetruges stelle somit 
keinen Grund zur fristlosen Auflösung des Arbeitsverhält­
nisses dar. § 123 Ziff. 1 GewO stelle - so führt das ange- 
fochtene Urteil aus -, jedenfalls für den gewerblichen Ar­
beiter, die Spezialnorm dar, die als die sozialere und sach­
gerechtere vor der Anfechtungsregelung des späteren BGB den 
Vorzug verdiene. Aus dieser Bestimmung sei auch für alle 
sonstigen Arbeitnehmer, die nicht gewerbliche Arbeiter seien, 
zu entnehmen, daß es neben der Kündigung nicht noch eine 
Anfechtung gebe. Bei allen einem besonderen Bestandsschutz 
unterworfenen Arbeitsverhältnissen gebe es mangels einer 
Anfechtungsmöglichkeit auch bei Eingehungsbetrug des Arbeit­
nehmers nur eine Kündigung mit Zustimmung der für die Zustim­
mungserteilung zuständigen Verwaltungsstelle. Bie Klägerin
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habe sich in den 10 Monaten ihrer Beschäftigung gut bewährt» 
Gewähre man aber nach den Vorschriften des BGB eine Anfech­
tung, so sei diese trotz Bewährung des Arbeitnehmers auch 
noch bis zum Ablauf von 30 Jahren möglich»

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision 
weist die Beklagte vornehmlich darauf hin, daß der Bestands­
schutz des MuSchG und ähnlicher einen Bestandsschutz ent­
haltender Gesetze einen wirksam zustande gekommenen Vertrag 
voraussetze, also bei einem anfechtbaren und wirksam an­
gefochtenen Vertrage entfalle. Bas Landesarbeitsgericht 
übersehe bei seinen Ausführungen zu § 123 Zif f.» 1 » daß die 
Regelung im § 123 GewO seit Schaffung des § 124 a GewO 
(Kündigung aus wichtigem Grund) nicht mehr erschöpfend sei 
und man daher aus ihr auch keine weiteren Schlüsse ziehen 
könne. Es handele sich hier auch nicht nur um eine kleine 
belanglose politische Vorstrafe. Das Landesarbeitsgericht 
hätte noch auf,den Vortrag der Beklagten im Schriftsatz 
vom 20. April 1956 zu Ziff. 1 betreffend die im Betriebe 
verteilten kommunistischen Handzettel und den mündlichen 
Vortrag in der Berufungsinstanz betreffend die gleichzeitig 
in dem kommunistischen Zeitungsorgan ’'Voksstimme” in 
Stuttgart erschienenen Artikel eingehen müssen. Jedenfalls 
habe die Beklagte jegliches Vertrauen, das sie zunächst 
in die Klägerin gesetzt habe und das für einen bankmäßigen 
Betrieb Voraussetzung.für eine gedeihliche Zusammenarbeit 
sei, verloren.

Entscheidungsgründe:

I. Entgegen den Ausführungen des angefochtenen Urteils 
hat der Senat die erste Frage des Rechtsstreits, ob es 
neben der Kündigung des Arbeitsverhältnisses noch eine An­
fechtung der das Arbeitsverhältnis begründenden Willenser­
klärungen gibt, bejaht.

Grundsätzlich gelten alle Vorschriften des Allgemeinen 
Teils des BGB auch für das Arbeitsverhältnis; nur soweit 
sie mit dem Wesen und dem Inhalt des Arbeitsverhältnisses 
als eines Rechtsverhältnisses besonderer Art unvereinbar
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sind, sind sie unanwendbar»
Unanwendbar auf das Arbeitsverhältnis ist, wie der 

Senat bereits in seinem zur Veröffentlichung bestimmten 
Urteil vorn 15« November 1957 in 1 AZR 189/57 entschieden 
hat, die rückwirkende Beseitigung eines (wegen Pormver- 
stosses) nichtigen, aber bereits zur Ausführung gelangten 
Arbeitsverhältnisses. Aus dem gleichen Grund gilt auch 
für das durch.Anfechtung nichtig gewordene ArbeitsVerhält­
nis der in § 142 BGB angeordnete rückwirkende Wegfall der 
angefochtenen Willenserklärung, der seinerseits wieder die 
zum Vertragsschluß erforderliche Willensübereinstimmung 
beseitigt, nicht (so Hueck-Hipperdey, Lehrbuch des Arbeits­
rechts, 6. Aufl., Bdo I, § 32 III So 171; Nipperdey bei 
Staudinger, Kommentar zum BGB, 10. Aufl., §611 Anm. 96 
und 97; Nikisch, Arbeitsrecht, 2. Aufl., Bd. I, S. 192 ff«; 
Herschel, Die Anfechtung von Arbeitsverhältnissen, BB 5'3,
S. 1069; Hueek, Die Auflösung eines fehlerhaften Arbeits­
verhältnisses, BB 52, S. 263, derselbe in AP 54 Hr. 85;
LAG Hamm, AP 51 Hr. 1; LAG Frankfurt, RdA 49, 469; LAG Mann­
heim, EdA 52, 80; a«A. Schlegelberger-Schröder, HGB, § 66 
Anm» 1).

Aber nur diese Rückwirkung gilt nicht» Im übrigen 
bleibt das Institut der Anfechtung neben der Kündigung 
bestehen. Wenn auch beide Rechtsbehelfe im Ergebnis zu 
einer Auflösung des Vertrages führen, so haben sie doch 
durchaus verschiedene juristische Punktionen und sind in 
ihren Voraussetzungen und Wirkungen durchaus voneinander 
verschieden. Die Kündigung ergreift das Rechtsverhältnis 
im ganzen, die Anfechtung betrifft die Willenserklärung 
eines Teils, und nur, weil, wenn eine Willenserklärung 
fehlt, damit auch das gesamte Vertragsverhältnis entfällt, 
wirkt sie auf das Vertragsverhältnis ein. Die Anfechtung 
dient dazu, den Anfechtenden von den Polgen einer Willens­
erklärung zu befreien, die auf einem Willensmangel beruht; 
hingegen hat die Kündigung die Aufgabe, ein nachträglich 
krank oder sinnlos gewordenes Rechtsverhältnis für die Zu­
kunft zu beseitigen (so Herschel, aaO)„ Die Anfechtung 
setzt einen Grund voraus, der vor oder bei Abschluß des
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Vertrages vorlag, die außerordentliche Kündigung einen im 
Laufe des Arbeitsverhältnisses entstandenen Grunde Ein und 
derselbe Grund kann nur dann sowohl für Anfechtung wie für 
Kündigung in ‘Präge kommen, wenn ein bei Eingehung des Ar­
beitsverhältnisses vorhandener Grund auch noch für die 
Dauer des Arbeitsverhältnisses wirkt (z.B. Unehrlichkeit, 
dei Pall des § 123 Ziff. 1 GewO)» Es liegt hier ein ähn­
licher Unterschied vor, wie er bei der Auflösung der Ehe 
zwischen Aufhebungs- und Scheidungsgründen besteht.

Die Wirkung der Anfechtung besteht in der Vernichtung 
der Willenserklärung. Diese Wirkung hat sie auch beim 
Arbeitsverhältnis. Die Beschränkung, die für das Arbeits­
verhältnis die ex-tunc-Wirkung ausschließt, ist keine 
Beschränkung der die Willenserklärung vernichtenden Wirkung 
der Anfechtung. Vielmehr ist es die durch die Anfechtung 
herbeigeführte Nichtigkeit, die sich nur in Richtung auf 
die Zukunft entfaltet (so Herschel, aaO). Auch bei dem 
von vornherein nichtigen, aber bereits verwirklichten Ar­
beitsverhältnis hat regelmäßig die Berufung auf die Nich­
tigkeit nur Wirkungen für die Zukunft (vgl. das oben zi­
tierte, zur Veröffentlichung bestimmte Urteil des Senats 
vom 15» November 1957)» Ist die Nichtigkeit durch eine 
Anfechtung ausgelöst, so kann es nicht anders sein. Wenn 
beim Arbeitsverhältnis die Anfechtung der Willenserklärung 
des einen Vertragspartners nur für die Zukunft Bedeutung 
hat, so handelt es sich dabei nicht um eine Besonderheit 
der Anfechtung, sondern ergibt sich allgemein aus den Pol­
gen, die in der Regel ein nichtiges bereits verwirklichtes 
Arbeitsverhältnis hat. Wie die auf Gesetz beruhende von 
Anfang an bestehende Nichtigkeit von einer durch Kündigung 
herbeizuführenden Beendigung begrifflich zu scheiden ist, 
so muß auch die durch Anfechtung herbeigeführte Nichtig­
keit begrifflich von der durch Kündigung für die Zukunft 
herbeizuführenden Beendigung geschieden werden» Allein 
schon diese Erkenntnis verbietet es, die Anfechtung beim 
Arbeitsverhältnis als Kündigung zu betrachten oder auch 
nur zu bezeichnen (vgl. Herschel, aaO).

Nicht einmal in ihren äusseren praktischen Polgen 
decken sich Anfechtung und Kündigung. So hat der Anfechten-
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de nach Maßgabe des § 122 BGB seinem Partner den Vertrau­
ensschaden zu ersetzen, während es eine ähnliche Bestim­
mung für die Kündigung nicht gibt (vgl. Herschel, aaO).

Angesichts dieser in Voraussetzung und Wirkung er­
heblichen Unterschiede, die hiernach zwischen der Anfech­
tung eines der beiden das Arbeitsverhältnis begründenden 
Willenserklärungen einerseits und der Kündigung des Arbeits­
verhältnisses andererseits bestehen, ist es nicht gerecht­
fertigt, mit dem Landesarbeitsgericht aus einer die frist-, 
lose Kündigung regelnden Bestimmung der GewO {§ 123 Ziff. 1) 
den Schluß zu ziehen, daß durch diese für das Arbeitsver­
hältnis der gewerblichen Arbeiter und darüber hinaus noch 
aller übrigen der GewO gar nicht unterstehenden Arbeitneh­
mer die Anfechtung wegen Willensmängel nach Maßgabe der 
§§ 119 ff. BGB ausgeschlossen sei. Dem steht auch entgegen, 
daß die GewO aus der Zeit vor dem BGB stammt und durch ihre 
Regelung nicht in das Anfechtungsrecht des - späteren - BGB 
eingreifen wollte und konnte.

II. Ist aber beim Arbeitsverhältnis neben der Kündigung 
eine Anfechtung nicht ausgeschlossen, dann ist für die Auf­
lösung des Arbeitsverhäl.tnisses einer Schwangeren durch An­
fechtung keine Zustimmung nach § 9 MuSchG erforderlich. Denn 
wie der Senat bereits in seinem Urteil vom 27. November 1956 
in 1 AZR 540/55 (AP Nr. 2 zu § 4 MuSchG) entschieden hat, 
gibt es Mutterschutz nur für einen wirksam zustandegekomme­
nen Vertrag. Wie es keinen Zwang zum Abschluß eines Arbeits­
vertrages mit einer Schwangeren gibt, so können die Bestim­
mungen des MuSchG auch nicht dafür herangezogen werden, daß 
ein von Anbeginn an fehlerhafter Vertrag zugunsten der 
Schwangeren rechtlich als gültig zu betrachten wäre. Der 
Sinn des MuSchG ist es, der werdenden Mutter den Arbeits­
platz und ihre wirtschaftliche Versorgung zu gewährleisten, 
nicht dagegen die Eingehung eines Arbeitsvertrages selbst, 
ö.h. den Erwerb des Arbeitsplatzes unter allen Umständen 
und unter Inkaufnahme aller Vertragsmängel zu sichern (vgl. 
das oben zitierte Urteil; Bulla, MuSchG, § 9 Anm. 32 und 
LAG Hamburg, ARSt, Bd. VI, Nr. 332). Die Anfechtung wird 
also durch das MuSchG nicht ausgeschlossen, wie übrigens
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- 9 -
auch - entgegen den insoweit unrichtigen Ausführungen des 
angefochtenen Urteils - es Mieterschutz nur hei einem 
rechtmäßig zustandegekommenen, d.h. nicht hei einem wirk­
sam angefochtenen Mietvertrag gibt (vgl. Bettermann, Kom­
mentar zum MieterschutzGes, § 1 Anm. 8 - 10).

IIIo Aber nicht jede falsche Angabe in einem dem Arbeit­
nehmer bei der Einstellung vorgelegten Fragebogen stellt 
eine arglistige Täuschung im Sinne des §123 BGB dar, son­
dern nur eine falsche Antwort auf eine zulässigerweise 
gestellte Frage. Indiskrete Befragungen z.B. könnten als 
ein Einbruch in die rechtlich zu schützende Individual­
sphäre des Arbeitnehmers unzulässig und daher ihre Wahr­
heit swidrige Beantwortung nicht arglistig sein.

Nach Vorstrafen des Bewerbers darf in Personalbogen 
nicht einschränkungslos gefragt werden (a.A. Endemann,
BB 53» 266), schon um die Resozialisierung der Gestrauchel­
ten nicht unnötig zu erschweren und den sich redlich um 
einen Arbeitsplatz bemühenden Vorbestraften nicht in un­
nötige Gewissenskonflikte zu bringen, die übrigens der 
Gewissenlose weniger als der Anständige haben wird. Nicht 
für jede Tätigkeit ist die Vorstrafe eines Bewerbers ein 
beachtliches Hindernis. Sicherlich wird man nicht denjenigen 
zum Bankkassierer machen, der schon mehrfach wegen Unter­
schlagung bestraft worden ist, und eine wegen kommunisti­
scher Betätigung vorbestrafte Stenotypistin wird man nicht 
im Verfassungsschutzamt, den aus § 175 StGB Bestraften nicht 
als Jugendpfleger, den wegen Trunkenheit am Steuer Bestraf­
ten nicht als Chauffeur einstellen. Aber es gibt eine An­
zahl von Tätigkeiten, die ein Vorbestrafter durchaus aus­
üben kann. Es kommt stets auf den zu besetzenden Arbeits­
platz an (vgl. hierzu auch RAG in ARS 36» 147; LAG in ARS 
29» 190; 33, 98 und den Beschluß des Zweiten Senats in 
2 AZR 317/55 vom 20. September 1955). Je nach Art des zu 
besetzenden Arbeitsplatzes darf entweder nach Vorstrafen 
auf vermögensrechtlichem Gebiet (so etwa beim Bankkassie­
rer) oder nach Vorstrafen auf politischem Gebiet (bei An­
gestellten des Verfassungsschutzamts), nach verkehrsrecht­
liehen Vorstrafen (beim Chauffeur) usw. gefragt oder auch
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nicht gefragt werden. Es darf jedenfalls nicht schlechthin 
ohne sinnvolle Beschränkung auf das für den zu Besetzenden 
Arbeitsplatz wichtige Strafrechtsgebiet gefragt werden. Bei 
der Fragestellung muß auch zum Ausdruck kommen, daß Strafen, 
die der Tilgung oder der beschränkten Auskunft unterliegen, 
nicht mitgenannt zu werden brauchen. Wenn der Bewerber eine 
ihm sonach unzulässigerweise gestellte Frage nach Vorstra­
fen wahrheitswidrig verneint, so stellt das keine Arglist 
dar.

Aus diesem Grunde war hier eine arglistige Täuschung 
der Klägerin zu verneinen. Für den Bosten einer Stenotypi­
stin in einer Bausparkasse mit einem Monatsgehalt von 
330,—  DM war die Erforschung des gesamten Vorlebens der 
Bewerberin in strafrechtlicher Hinsicht nicht erforderlich. 
Die Beklagte hat nicht vorgetragen, daß die Klägerin eine 
über die normale Tätigkeit einer Stenotypistin hinausgehen­
de Beschaftigung, etwa eigene Entscheidungsbefugnis, gehabt 
hätte. Es konnte sonach die durchaus zweifelhafte Frage 
offen bleiben, ob die Klägerin überhaupt dadurch, daß sie 
die Frage nach den Vorstrafen verneint hat, eine wahrheits­
widrige Angabe gemacht hat, da ja im Zeitpunkt ihrer Be­
fragung ihre Verurteilung noch nicht rechtskräftig war.

Daß sie die Beklagte nach Rechtskraft nicht unter­
richtet hat, ist ohne Bedeutung für den Rechtsstreit, da 
in der Unterlassung einer solchen Mitteilung, die ja dann 
nach Vertragsschluß hätte erfolgen müssen, höchstens ein 
Kündigungsgrund, aber kein bei Vertragsschluß vorhanden 
gewesener ,vnfechtungsgrund liegen würde.

Scheidet aber hiernach eine Anfechtung wegen arg­
listiger Täuschung aus, so kommt auch eine Anfechtung aus 
§ 119 3GB nicht in Betracht. Denn daß die Klägerin in eine 
Strafsache verwickelt war, stellt für den hier in Rede 
stehenden Arbeitsplatz noch keine verkehrswesentliche 
Eigenschaft dar.

Soweit die Klägerin in ihrem Bewerbungsbogen unklare 
Angaben zur Verdeckung ihres sowjetzonalen Aufenthalts 
gemacht hat, hat die Beklagte,.als sie dies in ihrer Be­
rufungsbegründung vortrug, weder daraufhin eine neue An­
fechtung ausgesprochen noch auch nur erklä3;t, daß sie die
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alte Anfechtung jetzt auch auf diesen Tatbestand stützen 
wolleo

Auf die von der Beklagten aufgesteilten Behauptungen 
über die Verteilung von Flugblättern im Betrieb brauchte 
das landesarbeitsgericht nicht einzugehen« Denn selbst 
wenn die Klägerin, was übrigens die Beklagte nicht einmal 
mit hinreichender Bestimmtheit behauptet, die Urheberin 
war, so würde hierin nur ein Kündigungsgrund, aber kein 
Anfechtungsgrund liegen,,

Die Revision musste daher zurückgewiesen werden«

gez« Dr« Meier-Scherling Dr. Schröder V/iehmann

Dr« Matthias Frey
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